Samtgemeinde Bersenbrlick Bersenbriuck, den 9. November 2018

Niederschrift

uber die Sitzung des Ausschusses fur Planen, Bauen und Stral3en
am Dienstag, den 04.09.2018, um 17:00 Uhr
im Hermann-Rothert-Saal, Ebene 7, Lindenstralie 2, 49593 Bersenbruck
(SGPBS/020/2018)

Anwesend:

Vorsitzende/r
Frerker, Markus

Mitglieder
Bokel, Mathias
Hettwer, Andreas ab 17:07 Uhr
Kosmann, Gunther fir Strehl, Michael
Meyer zu Drehle, Axel
Moller, Heinrich
Steinkamp, Gerd
Thumann, Georg
Voskamp, Gunther
Waldhaus, Reinhold

von der Verwaltung
Brockmann, Jirgen
Guttler, Andreas
Heidemann, Reinhold

Protokollfihrer/in
Kreye, Lukas

Gaste
Bernhold, Ludger Landwirtschaftskammer Niedersachsen zu

TOP 4)
Propper, Ralf RP Schalltechnik zu TOP 5)

Entschuldigt fehlen:

Mitglieder
Lange, Michael



Offentlicher Teil

1. Eroffnung, BegriiBung und Feststellung der ordnungsgeméafen La-
dung, der Anwesenheit der Ausschussmitglieder, der Beschlussfahig-
keit sowie der Tagesordnung

Ausschussvorsitzender Markus Frerker eréffnet um 17:00 Uhr die Sitzung, begrufdt alle
Anwesenden und stellt die ordnungsgemalie Ladung und Beschlussfahigkeit des Aus-
schusses fest. Einwendungen gegen die Tagesordnung liegen nicht vor.

2. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 15.02.2018 - offentli-
cher Teil
Vorlage: 1369/2018

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Niederschrift des Ausschusses fur Planen, Bauen und Strallen —offentlicher Teil-
vom 15.02.2018 wird genehmigt.

3. 78. Anderung des Flichennutzungsplanes - Teil Il - Mitgliedsgemein-

de Ankum

hier: erganzender Abwagqungs- und Feststellungsbeschluss

Vorlage: 1479/2018
Herr Heidemann gibt ausfihrliche Erlauterungen Uber die 78. Anderung des F-Plans —
Teil II- der Mitgliedsgemeinde Ankum. Hierbei stellt er klar, dass der Landkreis Osnab-
rick als Genehmigungsbehérde im Rahmen der Genehmigungsprifung zum Ande-
rungspunkt 78/4 darauf hingewiesen hat, dass die Geruchsimmissionsprognose nicht
ausreichend sei und mit einer Uberschreitung der Richtwerte nach der Geruchsimmissi-
onsrichtlinie (GIRL) zu rechnen sei. Somit wurde der Genehmigungsantrag zu 78/4 zu-
rickgezogen, damit der Landkreis Osnabriick die Wohnbauflachen 78/1 bis 78/3 ge-
nehmigen konnte. Das daraufhin erstellte Geruchsgutachten durch die Landwirtschafts-
kammer Weser-Ems kommt zu dem Ergebnis, dass die Immissionswerte lediglich in ei-
nem vergleichsweise kleinen Bereich unmittelbar an der Walsumer Stral3e uberschritten
werden. Dem kann jedoch durch die Gemeinde Ankum entgegengewirkt werden, indem
diese Belastungsgebiete flr untergeordnete Nutzungen wie Lagerflachen verwendet
werden. Somit steht einer Genehmigung durch den Landkreis Osnabrick mit dem zu-
satzlichen Gutachten nichts mehr im Wege. Auf Nachfrage von Ratsherrn Thumann, wie
es mit dem Verfahren zum Mischgebiet (Ml) aussieht, entgegnet Herr Heidemann, dass
diese Anderung ein eigenes Verfahren darstellt.

Der Ausschuss empfiehlt abschlieRend einstimmig, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Abwéaqungsbeschluss:
Die Erganzung der vom Samtgemeinderat am 14.12.2017 beschlossenen Abwagung
zum Anderungspunkt 78/4 ,Gewerbliche Bauflachen Ankum — Ost* wird in der vorlie-




genden Fassung (Beschlussvorschlag vom 10.08.2018) beschlossen.

b) Feststellungsbeschluss:
Die 78. Anderung des Flachennutzungsplanes — Teil Il — wird in der vorliegenden Fas-
sung beschlossen und die Begrundung einschl. Umweltbericht dazu anerkannt.

4. Anderungen von Flichennutzungsplénen fiir gewerbliche Tierhal-

tungsanlagen

Vorlage: 1482/2018
Im Vorfeld erlautert Herr Heidemann die Systematik des §35 | Baugesetzbuch (BauGB)
und erklart, dass bei der Zulassigkeit von Vorhaben im AulRenbereich zwischen privile-
gierten und nicht privilegierten Vorhaben unterschieden wird. Die privilegierten Vorhaben
sind abschlieend im §35 | BauGB aufgezahlt. Hierzu gehdren auch Vorhaben, die ei-
nem landwirtschaftlichen Betrieb dienen. Landwirtschaftliche Tierhaltungsanlagen fallen
unter §35 | Nr.1 BauGB. Gewerbliche Tierhaltungsanlagen kdnnen wiederum Uber §35 |
Nr.4 BauGB genehmigt werden. Die Unterscheidung liegt darin, dass landwirtschaftliche
Tierhaltungsanlagen eine Uberwiegend eigene Futtergrundlage besitzen, somit mindes-
tens 50% des fur den Tierbestand erforderlichen Futterbedarfs selbst erzeugen kann,
was bei gewerblichen Tierhaltungsanlagen nicht der Fall ist. Gewerbliche Tierhaltungs-
anlagen sind von der Privilegierung ausgeschlossen, wenn eine Vorprufung oder eine
Umweltvertraglichkeitsprufungspflicht nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglich-
keitsprifung (UVPG) Anlage 1 ,UVP-pflichtige Vorhaben® durchgeflihrt werden muss.
Fir die nicht unter den §35 | Nr.4 BauGB fallenden Vorhaben ist zur Genehmigung eine
Bauleitplanung notwendig. Um fir entsprechende Antrage objektive Handlungsanwei-
sungen zu haben, wurde der Kriterienkatalog erarbeitet. Dieser soll als Handlungsrichtli-
nie dienen, um Einzeldiskussionen zu verhindern und Gleichheit fir alle zu gewahrleis-
ten.
In der letzten Ausschusssitzung wurde beschlossen, dass die Verwaltung eine Abspra-
che mit der Landwirtschaftskammer und dem Landvolk treffen soll und die Erkenntnisse
in dieser Sitzung vorgestellt werden sollen. Herr Heidemann hat die Kriterien sowohl der
Landwirtschaftskammer, als auch dem Landvolk Ubersandt.
Ratsvorsitzender Frerker begrift an dieser Stelle den Vertreter der Landwirtschafts-
kammer —Herrn Bernhold- und erteilt diesem das Wort.
Herr Bernhold unterstreicht in seinen Ausflihrungen, dass ein Betrieb mit 1.500 Schwei-
nemastplatzen umgerechnet ca. 60h Flache bendtigt, um theoretisch in der Lage zu
sein, selbst mindestens 50% Futter bereit zu stellen. In der Samtgemeinde Bersenbrick
sind jedoch eher Betriebe mit kleineren Flachen angesiedelt, die somit grofitenteils unter
die gewerblichen Tierhaltungsanlagen fallen, falls eine bauliche Vergrof3erung ange-
strebt wird. Um dies zu umgehen sei eine Pacht eine Moglichkeit. Jedoch muss diese
dauerhaft und nachhaltig angelegt sein, der Landkreis Osnabrick legt eine Dauerhaf-
tigkeit so aus, dass mindestens 10-12 Jahre Pacht angestrebt werden mussen. Da dies
utopisch ist, ist es also haufig nicht moglich reichlich Futter selbst herzustellen. Dem-
nach sind die Entwicklungsmoglichkeiten von hiesigen Landwirten stark eingeschrankt.
Die angehangten Kriterien sollen laut Aussagen von Herrn Bernhold Entwicklungsmdg-
lichkeiten geben und fiir den AnstoR zur F-Plan-Anderung sorgen. Eine betriebliche Pla-
nungssicherheit und eine Unterstlitzung von Familienbetrieben ist die Folge.
Aus seiner Erfahrung kann Herr Bernhold sagen, dass die Samtgemeinde Artland auch
solche Kriterien als Katalog verwendet und es bislang lediglich ein Vorhaben gab, auf-
grund dessen ein F-Plan und dem zur Folge auch ein B-Plan geandert wurde. Somit sei




nicht davon auszugehen, dass eine Antragswelle erfolgt, sondern eher eine dem Ge-
meinwohl dienende Hilfe fur Einzelbetriebe geschaffen wurde.

Auf Nachfrage von Ratsherrn Steinkamp, ob auch Aktiengesellschaften einen solchen
Antrag mit Erfolg stellen kdnnten, oder ob nur Inhaber der Betriebe einen Antrag stellen
kénnen, entgegnet Herr Heidemann, dass im Kriterium D aufgefihrt ist, dass der land-
wirtschaftliche Betrieb seinen Sitz sowohl bei der Antragstellung, als auch wahrend des
Genehmigungsverfahrens und bei Inbetriebnahme des Bauvorhabens in der Bauortge-
meinde haben und ein inhabergefuhrter Vollerwerbsbetrieb sein muss. AulRerdem mus-
se der Eigentimer des Betriebes oder ein Verwandter ersten Grades (lt. BGB u.a. Kin-
der) den Betrieb fuhren und die Mehrheit der Geschaftsanteile besitzen, falls aus steuer-
lichen Grinden eine Kapital- und Personengesellschaft gegrindet werden sollte.
Aulerdem darf es sich nur um ein Vorhaben auf der Hofstelle oder in unmittelbarer Na-
he handeln.

Ratsherr Voskamp betont, dass eine Beschlussempfehlung zu fruh ist und mehr Infor-
mationen eingeholt werden mussen, da es sich um ein Uberregionales Problem handle.
Weiter seien Familienbetriebe somit nicht mehr flachengebunden, jeder kdnne den Be-
trieb Ubernehmen und somit diene der Kriterienkatalog nur der Ausnutzung der bau-
rechtlichen Mdglichkeiten zur Erweiterung von Viehhaltung. Weiter schlagt er vor, dass
auch Meinungen von Landwirtschaftsverbanden eingeholt werden sollten, die der Tier-
haltung kritisch gegenuber stehen.

Herr Bernhold entgegnet, dass die Ubernahme durch Kapitalgesellschaften nicht zu er-
warten sei, es sei vielmehr mittlerweile der klassische Fall, dass wenn ein Sohn den Be-
trieb Ubernimmt dieser mit dem Vater zusammen z.B. als Gesellschafter einer GbR ein-
steigt.

Herr Heidemann erklart weiter, dass die Kriterien dazu da sind, nicht jeden einzelnen
Antrag im Ausschuss/Rat diskutieren zu mussen, sondern einen Rahmen mit absoluten
Grenzen festzulegen, welcher flr alle gleiche Wertigkeit besitzt. Die Kriterien ersetzen
kein Planverfahren. Sie stellen den Rahmen fur den Beginn des Planverfahrens dar,
wobei das Ergebnis des Verfahrens natlrlich vollkommen offen ist. Auch muss die Mit-
gliedsgemeinde, in die das Vorhaben fallt, dem Vorhaben nach §36 |l BauGB zustimmen
und somit ist eine Beratung zwischen Gemeinde und Samtgemeinde unumganglich.

Ratsherr Steinkamp unterstreicht, dass die Kriterien ein Instrument zum Lenken darstel-
len und keinesfalls Entscheidungen im Planverfahren vorwegnehmen. Auch wissten die
Landwirte somit eher, woran sie bei Antragsstellung sind und hatten einen besseren
Uberblick tiber eine mégliche Erweiterung ihrer eigenen Hofstelle.

ESGR Gilittler betont, er habe ein ahnliches Vorgehen bei der Gemeinde Essen/Oldb.
erfahren. Zusatzlich seien dort aber die einzelnen Betriebe noch befragt worden, welche
Entwicklungs- bzw. Zukunftsplanungen sie hatten. Letztlich ist ihm nach der Aufstellung
entsprechender Kriterien in der Gemeinde Essen/Oldb. kein Fall bekannt, wo es danach
Probleme gab.

Ratsherr Bokel stellt den Antrag, diese Thematik zurlck in die Fraktionen zu geben, um
eine detailliertere Betrachtung in der nachsten Sitzung zu erhalten. Dies begrundet er
u.a. damit, dass keine Eile besteht und eine noch problemorientiertere, detailliertere Be-
leuchtung von Vorteil ware.

Der Antrag zur Verweisung in die Fraktionen wird mit 5 Ja-Stimmen und 5 Nein-Stimmen



bei 0 Enthaltungen abgelehnt.

Der Ausschuss empfiehlt abschlieRend mit 6 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen bei 2 Enthal-
tungen folgenden Beschlussvorschlag:

Der Rat der Samtgemeinde Bersenbrick erlasst stadtebauliche Kriterien zur planeri-
schen Steuerung von nicht privilegierten Tierhaltungsanlagen gemafd § 35 Abs. 1 Nr. 4
BauGB in der Samtgemeinde Bersenbrick in der der Beschlussvorlage beigefligten
Fassung.

5. Umsetzung der EU-Umgebungslarmrichtlinie

hier: Aufstellung von Larmaktionsplanen

Vorlage: 1483/2018
Herr Heidemann erklart anhand der Vorlage kurz die Thematik und gibt dann an Herrn
Prépper von der Firma RP Schalltechnik ab. Dieser erklart, dass Gemeinden verpflichtet
sind Larmaktionsplane aufzustellen, wenn auf Hauptverkehrsstrallen mindestens
3.000.000 KFZ pro Jahr fahren. Dies sei der Schwellenwert, der eine Belastung der an-
liegenden Einwohner darstellt. Betroffen sind demnach die Gemeinde Rieste durch die
A1, die Gemeinde Alfhausen durch die B68, die Stadt Bersenbriick durch die B68 und
die B214 und die Gemeinde Ankum durch die B214. Die anderen Mitgliedsgemeinden
mussen in dieses Verfahren nicht involviert werden, da dort keine Strallen vorhanden
sind, auf denen die Schwellenwerte erreicht werden.

Die Auslésewerte sind am Tag bei 70 dB und in der Nacht bei 60 dB. Sollten diese in
einem Bereich Uberschritten werden, mussten in einem Aktionsplan MaRnahmen disku-
tiert werden, die diesen Werten entgegenwirken. Erfreulicherweise werden diese Werte
weder in Alfhausen, noch in Ankum, Bersenbriick oder Rieste erreicht, sodass keine
Malnahmen erforderlich sind, weil keine Gesundheitsgefahrdung nachgewiesen werden
kann.

Sowohl der detaillierte Zwischenbericht, als auch die Prasentation und die Berech-
nungsmethode hierzu werden dem Protokoll beigeflgt.

Auf Nachfrage von Ratsherrn Waldhaus weist Herr Propper daraufhin, dass bei Planun-
gen zum Ausbau der Autobahn, die in Deutschland aufgrund des Bundesimmissions-
schutzgesetztes geltenden Richtwerte angewendet werden.

Die Werte im Bundesgesetz sind niedriger als die im EU-Recht, sodass sich die Stra-
Renbaulasttrager auch an die niedrigeren Richtwerte halten mussen, die je nachdem,
welches Baugebiet anliegt variieren, da sich die Richtwerte an die verschiedenen Bau-
gebiete nach der BauNVO richten.

Auf die Nachfrage welche MalRnhahmen nunmehr weitergehend getroffen werden mus-
sen erlautert Herr Propper folgende Vorgehensweise:

A. Die Offentlichkeit muss informiert werden, was Uber die Internetseite der Samt-
gemeinde Bersenbruck erfolgen soll.

B. Der Larmaktionsplan muss noch fir die betroffenen Gemeinden erstellt werden

C. Die Gemeinden mussen eigenstandig keine Initiative zeigen, da es sich um eine
MaRnahme handelt, die eine Aufgabe des Ubertragenen Wirkungskreises darstellt



und somit der Samtgemeinde Bersenbrlick obliegt.

D. Jede betroffene Mitgliedsgemeinde wird bis November 2018 einen eigenen Larm-
aktionsplan erhalten. Die Blrger haben Gelegenheit Anregungen und Fragen an
die Samtgemeinde Bersenbrick zu stellen und binnen 4 Wochen nach Veroffent-
lichung im Internet Stellungnahmen einzureichen.

Die Samtgemeinde Bersenbrick stellt fir die Mitgliedsgemeinden Alfhausen, Ankum,

Stadt Bersenbriuck und Rieste jeweils einen Larmaktionsplan auf und wird diese mit den
betroffenen Mitgliedsgemeinden in angemessener Form erdrtern bzw. vorstellen.

6. Bericht der Verwaltunqg

A) 85. Anderung des Flichennutzungsplans in der Gemeinde Ankum

Herr Heidemann erklart, dass fiir die an der Bokeler Strale vorhandene Sandabbaufla-
che und die dort durchgefuhrten Arbeiten ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung —
Bodenabbau- auszuweisen ist. Dies habe den Hintergrund, dass dort eine Sonderab-
bauflache fur Veredlungsmallnahmen existiert und der Eigentumer diese Tatigkeiten
dort weiter ausiben wolle. Aufgrund der Emissionen passt so ein Betrieb nicht in ein
klassisches Gewerbegebiet.

Nach Absprache mit der Gemeinde Ankum soll der Aufstellungsbeschluss in der nachs-
ten Samtgemeindeausschusssitzung beschlossen werden. Die Kosten fur das gesamte
Planverfahren tragt der Betreiber.

Der Ausschuss nimmt die Ausfihrungen von Herrn Heidemann zur Kenntnis.

B ) Stand der MaBnahmen an der Grundschule Eggermiihlen

Herr Brockmann erlautert, dass zurzeit Ausschreibungen fir den Anbau des Gerate-
raums an der Ostseite der Turnhalle, den Hausmeisterraum und einen Lagerraum im
Vorgriff auf die SanierungsmalRnahmen, die im Jahr 2019 stattfinden sollen, laufen. Ein
Teil des Gerateraumes wird auf Wunsch der Schule fur die Forderlehrer genutzt werden.
Weiter wird derzeit gepruft, ob die geplanten energetischen Sanierungsmalinahmen in
ein Programm der KFW passen. Hier ist eine Forderung nicht unwahrscheinlich. Ggfs.
kénnten auch EinzelmalRnahmen Uber das Bundesférderprogramm des Umweltministe-
riums gefordert werden. Hier sollen in Kirze Antrage gestellt werden. In der nachsten
Sitzung soll es hier eine detaillierte Vorstellung geben.

Der Ausschuss nimmt die Ausfihrungen von Herrn Brockmann zur Kenntnis.

C ) Ballsporthalle Kettenkamp

Herr Brockmann erklart, dass die Ausschreibungen hier laufen und der Terminplan bzw.
der Kostenplan zum jetzigen Stand eingehalten werden kdnnen.

Der Ausschuss nimmt die Ausfihrungen von Herrn Brockmann zur Kenntnis.

7. Antrige und Anfragen

A) Geleistete Stunden vom Bauhof

Auf Anfrage von Ratsherrn Meyer zu Drehle, ob die Stunden, die der Bauhof der Samt-
gemeinde Bersenbruck fur die Mitgliedsgemeinde leistet, schon ausgewertet sind, ent-
gegnet Herr Heidemann, dass die Verwaltung in der Auswertungsphase stecke und die



Ergebnisse den Mitgliedsgemeinden selbstverstandlich zur Verfligung gestellt werden.
Aulerdem bittet er darum, dass die Seitenraume des Gehrder Damms aufgefullt wer-
den.

B ) Baugebiet Konigsesch in der Mitgliedsgemeinde Rieste

Auf Anfrage von Herrn Waldhaus, warum nach der BaumalRnahme an der Westerfeld-
stralle noch keine 30-Zone eingerichtet wurde, obwohl dieses nach Fertigstellung des
Baugebietes angedacht war, entgegnet Herr Heidemann folgendes:

Eine 30-Zone kann nicht einfach deshalb eingerichtet werden, weil die Anlieger dieses
wlnschen. Momentan gilt an dieser Stralle Tempo-50. Es gibt dort keine innerdrtliche
Beschilderung (gelbe Ortstafeln). Eine Ausweisung einer Tempo-30-Zone ist nur inner-
halb einer geschlossenen Ortschaft moglich. Auch muss die Ausweisung so einer Zone
durch bauliche Elemente verkehrsberuhigend begleitet werden. Die beschriebenen
Maflnahmen stehen im Zustandigkeitsbereich der Gemeinde Rieste.

C ) An der StraBe befindliche Miilltonnen

Ratsherr Thumann erkundigt sich nach der Zulassigkeit des Aufstellens von Mdilltonnen
in den o6ffentlichen Raum an Ahauser Dorfstral3e. Herr Heidemann erklart, dass im Nor-
malfall ein Meter links und rechts an der Stral’e mindestens als Lichtraumprofil freige-
lassen werden mussen.

Weitere Wortmeldungen ergeben sich nicht.

8. Einwohnerfragestunde
Hier ergeben sich keine Wortmeldungen.

Daraufhin schliel3t Ausschussvorsitzender Frerker den offentlichen Teil der Sitzung ge-
gen 18:42 Uhr.

Gez. Dr. Baier gez. Frerker
(Samtgemeindeburgermeister) (Ausschussvorsitzender)
Gez. Heidemann gez. Kreyer

(Fachdienstleiter III) (Protokollfihrer)



	Anwesenheit
	Ergänzung
	Name
	Text
	Entschuldigt
	Betreff
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	AbstimmungK
	Zu

